
  
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

als Wärmeversorgungsunternehmen sind wir verpflichtet, den entlastungsberechtigten Kunden (für deren 

im Dezember 2022 zu leistende Zahlungen) eine finanzielle Kompensation bis zum 31.Dezember 2022 zu 

leisten.  

Dabei können wir als Wärmeversorgungsunternehmen wählen, zwischen  

• dem Verzicht auf eine im Dezember fällige Voraus- oder Abschlagszahlung des Kunden  

• oder einer Zahlung an den Kunden 

• oder einer Kombination aus beiden Elementen. 

Ziel jedes Versorgers ist, dass alle entlastungsberechtigten Gas- und Wärmekunden so schnell wie möglich 

von den vom Bund zur Verfügung gestellten Finanzmittel für den Dezemberabschlag profitieren. Wie die 

Entlastung den Kunden erreicht, hängt vom Energieversorger und den mit dem Kunden für Dezember 

vereinbarten Zahlungen ab.  

Für die Stadtwerke Torgelow GmbH bedeutet die Dezemberentlastung einen erheblichen Aufwand, denn 

die Zahlungsläufe der Kundinnen und Kunden müssen angepasst werden. Die Entlastungszahlungen aus 

Bundesfinanzmitteln für unsere Kundinnen und Kunden müssen wir zunächst bei dem von der 

Bundesregierung beauftragten Unternehmen PwC beantragen. Die Auszahlung der Anträge erfolgt nach 

einer weiteren Prüfung durch die KfW-Bank.  

Bereits jetzt ist absehbar, dass nicht alle Energieversorger rechtzeitig zum 1. Dezember 2022 die zur 

Weitergabe an ihre Kunden gedachten staatlichen Entlastungszahlungen von der KfW auf dem eigenen 

Geschäftskonto haben werden. Trotzdem wird die Stadtwerke Torgelow GmbH ihre gesetzlichen 

Entlastungspflichten für die Kunden erbringen. 

Anspruchsberechtigt sind Kunden, die die gelieferte Wärme zu eigenen Zwecken verbrauchen oder den 

Mietern zur Nutzung zur Verfügung stellen, sofern der Jahresverbrauch (Soforthilfe 2022 Fragen und 

Antworten www.bdew.de Seite 12 von 52) 1.500.000 Kilowattstunden je Entnahmestelle nicht übersteigt 

oder der Letztverbraucher kein zugelassenes Krankenhaus ist. Ausnahmsweise sind auch Kunden mit 

einem Jahresverbrauch von mehr als 1.500.000 Kilowattstunden anspruchsberechtigt, die  

− Wärme im Zusammenhang mit der Vermietung von Wohnraum oder als 

Wohnungseigentümergesellschaft im Sinne des Wohnungseigentümergesetzes beziehen,  

− die zugelassene Pflege-, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Kindertagesstätten und andere 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die im Aufgabenbereich des Sozialgesetzbuchs soziale 

Leistungen erbringen,  

− die staatlich, staatlich anerkannte oder gemeinnützige Einrichtungen des Bildungs-, Wissenschafts- oder 

Forschungsbereichs oder eine Bildungseinrichtung der Selbstverwaltung der Wirtschaft in der Rechtsform 

von Körperschaften des öffentlichen Rechts, ein eingetragener Verein sind,  

− die Einrichtungen der medizinischen oder beruflichen Rehabilitation, Werkstätten für Menschen mit 

Behinderung, andere Leistungserbringer oder Leistungserbringer der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des 

Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind.  

Eine Mitteilungspflicht, wie im Erdgasbereich, ist für solche ausnahmsweise anspruchsberechtigten Kunden 

nicht vorgesehen. Ebenfalls ist keine Stichtagsbetrachtung wie im Erdgasbereich vorgesehen. 

Der Entlastungsbetrag beläuft sich auf die Höhe des Septemberabschlages 2022 zuzüglich eines 

Aufschlages von 20%. Ist der Kunde zur Zahlung eines nach einem anderen Verfahren ermittelten 

Abschlags verpflichtet als der Leistung von zwölf Abschlagszahlungen innerhalb eines jährlichen 

Abschlagszeitraums, so ist ein entsprechender monatlicher Durchschnitt zu bilden. Dieser ermittelt sich aus 

der Summe der Abschlagszahlungen, die der Kunde für seinen Wärmebezug im letzten Abrechnungs-

zeitraum zu zahlen verpflichtet war, geteilt durch die Anzahl der auf diesen Abrechnungszeitraum 

entfallenden Monate. Sind mit der Durchschnittsbildung jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen nicht 

angemessen berücksichtigt, so ist der Abschlag heranzuziehen, den vergleichbare Kunden zahlen. 


